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Wirtschaft Steuern  Der Bundesrat findet  
die missverständliche Information 
zur Unternehmenssteuerreform 
«unschön», aber unkorrigierbar.  45

Anzeige

Börse

SMI
6274 Punkte -1.25%
Dow Jones Industrial
11993 Punkte -0.43%
Stoxx Europe 50
2567 Punkte -1.08%
Euro in Franken 1.29 +0.45%
Dollar in Franken 0.92 -0.58%
Euro in Dollar 1.40 +1.04%
Rendite Bundesobligationen, in % 1.84 +1 Bp
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 113.30 -
Gold (Unze) in Dollar 1423.20 +0.27%

Private Equity
Partners Group will  
über 50 Stellen schaffen

Gewinne auf Währungsabsicherungen 
zwischen dem Euro und dem Franken 
haben dem auf alternative Anlagen spe-
zialisierten Vermögensverwalter Part-
ners Group 2010 einen Gewinnsprung 
beschert. Die Zuger Firma steigerte den 
Gewinn um 45% auf 297 Mio. Fr. Im Jahr 
2010 sammelte der Private-Equity-Spe-
zialist Neugeld in Höhe von 4 Mrd. Euro 
ein und verwaltete zum Jahresende 2010 
Vermögen von 21,4 Mrd. Um mit der 
Kundennachfrage Schritt zu halten, will 
die Firma die Anzahl der Mitarbeiten-
den bis Ende Jahr von gut 450 auf über 
500 erhöhen. (Reuters)

Treibstoff
Mehr grosse Tankstellenshops 
in der Schweiz eröffnet
Die Zahl der Tankstellen in der Schweiz 
bleibt stabil. Anfang 2011 gab es gemäss 
der Statistik der Erdöl-Vereinigung ins-
gesamt 3626 Tankstellen, 3 mehr als ein 
Jahr zuvor. Davon haben 973 Tankstellen 
einen Laden, der grösser als 50 Quadrat-
meter ist. Letztes Jahr wurden 34 neue 
Tankstellenshops gebaut respektive be-
stehende kleine Läden vergrössert. Die 
boomenden Tankstellenshops führen 
auch dazu, dass die Zahl der Selbst
bedienungstankstellen ohne Personal 
abnimmt. (SDA)

Übernahme
Warren Buffett kauft 
Chemiefirma für 9 Mrd. Dollar
Der US-Starinvestor hat seine angekün-
digte Grosswildjagd begonnen und über-
nimmt für 9 Mrd. Dollar den US-Chemi-
kalienspezialisten Lubrizol. Es ist eine 
der grössten Übernahmen in der Ge-
schichte von Buffetts Investmentfirma 
Berkshire Hathaway. Lubrizol stellt 
unter anderem Schmierstoffe für Ma-
schinen her sowie Zusätze für Motoren-
öle, Pflegeprodukte, Medikamente und 
Beschichtungen. Lubrizol-Aktien re-
agierten mit einem Kurssprung auf die 
Übernahme. (Reuters)

Nachrichten

Von David Vonplon, Bern
Arbeit macht immer häufiger krank.  
60 Prozent der Beschäftigten klagen 
mittlerweile über Stress. Abhilfe schaf-
fen will dem die Gewerkschaft Travail 
Suisse mit der Volksinitiative «Sechs 
Wochen Ferien für alle». Am Donnerstag 
wird die Vorlage im Nationalrat behan-
delt, nächstes Jahr kommt sie voraus-
sichtlich vors Volk. So verlockend die 
Vorstellung von mehr Ferien ist – wie 
teuer kommt es die Volkswirtschaft zu 
stehen, wenn sich Schweizerinnen und 
Schweizer sechs Wochen lang von den 
Strapazen der Arbeit erholen dürfen? 

Laut Angaben des Bundesrats erhöht 
eine Woche mehr Ferien die Lohnkosten 
um zwei Prozent. Geht man davon aus, 
dass die Ferien um eine Woche erhöht 
werden – der durchschnittliche Ferien-
anspruch in der Schweiz liegt heute bei 
fünf Wochen –, betragen die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Initiative damit 
rund 6,6 Milliarden Franken. Ihnen ste-
hen 10 Milliarden Franken Kosten gegen-
über, die laut einer Studie des Bundes 
durch Krankheitsausfälle, Invalidität 
und Fluktuation entstehen, die auf 
Stress am Arbeitsplatz zurückzuführen 
sind. Mit ausgeruhteren Mitarbeitern sei 
die zusätzliche Ferienwoche eine loh-
nende Investition, argumentieren des-
halb die Gewerkschafter.

Mehr Ferien, weniger Stress?
Bereits heute bieten zahlreiche Firmen 
älteren Mitarbeitern oder Kadern sechs 
Wochen Ferien. Bei ABB Schweiz erhal-
ten die Angestellten fünf Wochen Fe-
rien, hinzu kommen aber zwischen fünf 
und zehn freie Tage über die Festtage. 
«Wir glauben, dass dies die Regenera-
tion der Mitarbeiter fördert», sagt Lukas 
Inderfurth, Sprecher des Industrie
konzerns. Die Frage sei allerdings stets, 
ob die Mitarbeiter die Ferien auch wirk-
lich einziehen würden. 

Laut Dieter Kissling, Chef des Insti-
tuts für Arbeitsmedizin in Baden, tun 
sich damit gerade jene Mitarbeiter 
schwer, die besonders gefährdet sind, 
eine stressbedingte Krankheit zu erlei-
den: «Sie arbeiten auch in den Ferien zu 
Hause weiter oder sind nicht in der Lage 
abschalten.» Kissling sieht in der zusätz-
lichen Ferienwoche trotzdem einen me-
dizinischen Nutzen. Gerade bei Jobs mit 
zeitlich und emotional hoher Belastung 
sei dies sinnvoll, da es möglich sei, ein-
mal im Jahr drei Wochen Ferien am 
Stück zu beziehen. «So viel Zeit braucht 
es, um abzuschalten und die Batterien 
aufzuladen.» Stressfolgekrankheiten wie 

Depressionen, Erschöpfung und Schlaf-
losigkeit sowie körperliche Schmerz
erkrankungen würden so zurückgehen. 
Laut Kissling jedoch spricht gegen die 
Volksinitiative, dass sich KMU die zu-
sätzlichen Ferienwochen kaum leisten 
könnten. 

Für Arbeitspsychologe Theo Wehner, 
Professor an der ETH Zürich, bedeuten 
mehr Ferien nicht zwangsläufig weniger 
Stress. Entscheidend sei, ob die zusätz-
lichen Ferienwochen zu einer weiteren 
Verdichtung der Arbeit führten oder 
vielmehr durch Neueinstellungen aus
geglichen würden. «Wir haben wenig ge-
wonnen, wenn wir mit mehr Ferien nur 
die Selbstausbeutung der Arbeitskräfte 
steigern», so Wehner. 

Darauf deuten Erfahrungen aus der 
Vergangenheit hin: Es gibt keine ver
lässlichen Daten, die zeigen, dass die 
Einführung des Obligatoriums von vier 
Wochen Ferien im Jahr 1984 dazu führte, 
dass die Firmen neues Personal einge-
stellt hätten. Die Folge: Die Belastung für 
die Berufstätigen wurde nicht kleiner, 

sondern grösser. Wehner kritisiert auch, 
es sei nicht belegt, dass allein mehr 
Ferien einen medizinischen Nutzen für 
Berufstätige bringen würden. «Erwiesen 
ist nur, dass wir mehr Entlastung bei der 
Arbeit brauchen.» Dazu sei aber eine 
Grundsatzdiskussion nötig, wie sich 
Arbeit mit dem Familien-, Vereins- und 
Privatleben vereinen liesse. 

Senkung des Lohnniveaus
Yngve Abrahamsen von der Konjunktur-
forschungsstelle der ETH Zürich (KOF) 
ist skeptisch, dass zusätzliche Ferien die 
Arbeitsproduktivität heben: «Es ist un-
wahrscheinlich, dass die Beschäftigten 
aufgrund der zusätzlichen Ferienwoche 
spürbar mehr Elan zeigen.» Natürlich sei 
die Regeneration für die Beschäftigten 
wichtig: «Effektiver wäre aber eine Ver-
kürzung der wöchentlichen Arbeitszeit.» 
Die Arbeitnehmer erhielten den erhöh-
ten Ferienanspruch nicht zum Nulltarif: 
Zwar seien keine unmittelbaren Lohn-
kürzungen zu befürchten. «Aber ihre 
Position bei den Lohnverhandlungen 

würde geschwächt, da die Ertragslage 
der Unternehmen verschlechtert wird», 
so Abrahamsen. Langfristig drohe gar 
ein Absinken des Lohnniveaus.

Mehr Ferien gibt es nicht  
zum Nulltarif
Die Volksinitiative «Sechs Wochen Ferien für alle» ist gut für die Gesundheit, nicht aber für die Lohnhöhe.

Mehr Zeit für Musse: Die Volksinitiative verspricht sich davon Nutzen für alle Seiten. Foto: Hans Madej (Laif, Keystone)

Wie viel Ferien man in den 
einzelnen Branchen hat 

Branche
Anzahl

Mitarbeiter
Ferien-
wochen
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Land- und Forstwirtschaft 4,1 143000

Baugewerbe 4,7 265000

Immobilien, Informatik, Forschung 4,7 k.A.  

Handel, Reparaturgewerbe 4,7 566000

Gastgewerbe 4,8 163000

Verarbeitendes Gewerbe 4,9 669000

Gesundheits- und Sozialwesen 4,9 549000

Verkehr, Telecom 5,1 k.A.  

Banken, Versicherungen 5,1 248000

Öffentliche Verwaltung 5,1 219000

Im Kampf um schärfere 
Regeln für die Grossbanken 
steigt die Nervosität. 

Von Arthur Rutishauser
Es geht um viel Geld und Macht. Gemäss 
den Expertenvorschlägen zur Lösung 
des «Too big to fail»-Problems müssten 
die beiden Banken ihr Eigenkapital je 
um rund 20 Milliarden erhöhen, es also 
quasi verdoppeln. 

Um Macht geht es, weil der Bundesrat 
in seiner Gesetzesvorlage eine bisher 
weitgehend unbeachtete, aber entschei-
dende Verschärfung der Bankenaufsicht 
(durch die Finma) eingepackt hat: Die 
Finma soll künftig die Macht haben, im 
Krisenfall den Banken zu befehlen, wie 
sie ihr Geschäft zu organisieren haben. 
In der ursprünglichen Vorlage war nur 
vorgesehen, dass die Banken der Finma 
ein Konzept vorlegen müssen, wenn das 
Eigenkapital knapp wird. Der verschärfte 
Vorschlag hätte bedeutet, dass die Finma 
der CS 2002 und der UBS 2008 hätte 
vorschreiben können, sie müssten sich 
vom Investmentbanking trennen. Für 
Alt-Bundesrat Christoph Blocher eine 

sozialistische Forderung, die faktisch 
einer Verstaatlichung der Banken gleich-
komme. «Das bedeutet, dass die Finma 
im Krisenfall praktisch nebenher die 
Banken führen würde. Das ist unmög-
lich, und zudem hat die Vergangenheit 
gezeigt, dass die Aufsicht genauso ver-
sagt hat wie die Banken selber.» FDP-Na-
tionalrat Philipp Müller stimmt Blocher 
zu. Beide Grossbanken bekämpfen den 
Vorschlag, die Linke ist dafür.

Der zweite Punkt zielt auf die Eigen-
kapitalforderung. Blocher sagte in der 
«SonntagsZeitung», er lehne die aktuelle 
Vorlage ab, denn erstens behindere sie 
die Banken im Wettbewerb mit dem Aus-
land, das weniger streng sei. Zweitens 
nütze sie wenig, denn im Krisenfall 
müsste immer noch der Staat eingreifen. 
Stattdessen fordert er, dass das Invest-
mentbanking vom Rest der Grossbanken 
abgetrennt und die einzelnen Länder
gesellschaften so weit verselbstständigt 
werden sollen, dass die Schweizer Bank 
nicht für sie haftet. UBS-Chef Oswald 
Grübel hat eine entsprechende Lösung 
in der «Bilanz» skizziert. Bei der klam-
men UBS hat man den Eindruck, sie 
würde diese Lösung den verschärften 

Eigenkapitalvorschriften vorziehen, bei 
der besser kapitalisierten CS ist es klar 
umgekehrt. Im Prinzip stimmen auch 
linke Exponenten wie der Gewerkschaf-
ter Daniel Lampart und Daniel Vischer 
von den Grünen Blochers Lösung zu. 
Doch beide misstrauen Blocher und wer-
fen ihm vor, mit unrealistischen Forde-
rungen die ganze Vorlage zu gefährden. 

Diese Meinung vertritt auch Müller: 
«Blochers Zwischenruf ist ein reines Ver-
zögerungsmanöver und kaum realisier-
bar.» Unterstützung bekommt Blocher 
von der Wissenschaft. Professor Martin 
Janssen von der Uni Zürich sagt: «Ich 
glaube nicht, dass Blocher einfach das 
Problem verzögern will. Eine rechtlich 
einwandfreie Abspaltung der Invest-
mentbank wäre eine ernsthafte Lösung. 
Alternativ könnte eine Art ‹Too big to 
fail›-Versicherungsprämie von mehreren 
Milliarden Franken pro Jahr verlangt 
werden. Ich wünsche mir rasch mehr 
analytische Grundlagenarbeit, bevor 
solche Entscheidungen getroffen wer-
den.» Blocher meint, die Vorlage sei ein 
Pfusch, weil diese Analysen fehlten, alle 
anderen Politiker sagen, sie sei der ein-
zig machbare Kompromiss.

Die Details bei der Grossbankenregulierung 
entzweien die Parteien
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